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In eigener Sache 

 

Wir hoffen, dass Sie wieder gut und gesund in das neue Jahr gestartet sind, und wünschen Ihnen im Jahr 

2025 viel Erfolg. 

 

Kurz vor Weihnachten sind wir in unsere neuen Räume umgezogen. Sie finden uns ab sofort in der 

 

Sebastian-Bach-Straße 13, 04109 Leipzig 

 

Auf dem benachbarten Grundstück, Sebastian-Bach-Straße 15, befindet sich für Sie ein entsprechend aus-

geschilderter Parkplatz. Wir freuen uns, Sie in unseren neuen Räumen begrüßen zu dürfen. 

 

In unserer heutigen Mandanteninformation finden Sie wieder interessante Entscheidungen aus den von 

uns bearbeiteten Rechtsgebieten, insbesondere aus dem Kommunal-, Wasser- und Arbeitsrecht. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre. 

 

Ihre  

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte  
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Oberverwaltungsgericht Bremen: Kein intendiertes Ermessen bei abfallrechtlicher An-

ordnung nach § 62 KrWG 

 

Das Oberverwaltungsgericht Bremen (im Fol-

genden: OVG Bremen) hat mit Beschluss vom 

15.10.2024 (1 B 250/24) entschieden, dass § 62 

KrWG kein intendiertes Ermessen vorgebe. Viel-

mehr räume die Norm der Behörde ein umfas-

sendes Entschließungs- und Auswahlermessen 

ein.  

 

Gegenstand des Verfahrens war eine auf § 62 

KrWG gestützte Anordnung gegenüber einem 

Eigentümer von Grundstücken, auf denen in grö-

ßeren Mengen Lebensmittelreste, Verpackungs-

müll, Möbelstücke und Elektrogeräte abgelagert 

waren. Nach vorheriger Anhörung forderte die 

zuständige Behörde den Grundstückseigentü-

mer auf, den auf den Grundstücken lagernden 

und näher bezeichneten Abfall innerhalb einer 

bestimmten Frist ordnungsgemäß zu entsorgen, 

untersagte ihm jedes weitere Lagern überlas-

sungspflichtiger Abfälle auf den Grundstücken 

und forderte ihn auf, in Zukunft überlassungs-

pflichtige Abfälle im Sinne des § 17 KrWG dem 

öffentlichen Entsorgungsträger nach Maßgabe 

des Bremischen Abfallortsgesetzes zu überlas-

sen. Hinsichtlich der Untersagung künftiger Ab-

lagerungen und der Aufforderung zur Überlas-

sung von Abfällen an den öffentlichen Entsor-

gungsträger wies die Behörde darauf hin, dass 

eine besondere Ermessensausübung nicht erfor-

derlich sei, weil zwingend eine Anschluss- und 

Benutzungspflicht bestehe. § 62 KrWG gebe in-

soweit ein intendiertes Ermessen vor. Die sofor-

tige Vollziehung des Bescheides wurde angeord-

net. 

 

Der auf die Wiederherstellung der aufschieben- 

den Wirkung der vom Grundstückseigentümer 

nach erfolglosem Widerspruch erhobenen Klage 

gegen den abfallrechtlichen Bescheid gerichtete 

Antrag hatte Erfolg im Hinblick auf die Untersa-

gung der künftigen Ablagerungen von überlas-

sungspflichtigen Abfällen auf den Grundstücken 

und der Aufforderung zur Überlassung von Ab-

fällen an den öffentlichen Entsorgungsträger. 

 

Zur Begründung führt das OVG Bremen aus, dass 

die beiden Verfügungen rechtswidrig seien, weil 

die Behörde kein Ermessen ausgeübt habe. § 62 

KrW gebe kein intendiertes Ermessen vor. 

 

In der Rechtsprechung wird von einem inten-

dierten Ermessen ausgegangen, wenn die Rich-

tung der Ermessensbetätigung vom Gesetz vor-

gezeichnet ist, bei der also ein bestimmtes Er-

gebnis dem Gesetz nähersteht, sozusagen im 

Grundsatz gewollt ist und davon nur ausnahms-

weise abgesehen werden darf. Solche Vorschrif-

ten werden den „Soll-Vorschriften“ gleichge-

stellt. Liegen die tatbestandlichen Vorausset-

zungen der Eingriffsnorm vor, ist wegen des vom 

Gesetz verfolgten Zwecks in der Regel nur eine 

bestimmte Entscheidung zulässig. Die Behörde 

ist darauf beschränkt, Ermessenserwägungen 

nur dann anzustellen, wenn statt des vorgesehe-

nen Regelfalles ein atypischer Fall als Ausnahme 

vorliegt. 

 

Das OVG Bremen vertritt die Auffassung, dass § 

62 KrWG kein intendiertes Ermessen vorgebe. 

Die Anordnung nach § 62 KrWG stehe nach dem 

ausdrücklichen Wortlaut der Norm („kann“) im 

Ermessen der zuständigen Behörde. Wegen der 



- 5 - 

 

„Kann“-Formulierung in § 62 KrWG müsse die 

zuständige Behörde mithin im Einzelfall nicht 

einschreiten. Die Ermessensnorm räume der zu-

ständigen Behörde vielmehr ein umfassendes 

Entschließungs- und Auswahlermessen ein. Da-

bei beziehe sich das Auswahlermessen zum ei-

nen auf die Auswahl des im Einzelfall zweckmä-

ßigen Mittels, zum anderen auf die Adressaten-

auswahl. 

 

Ein intendiertes Ermessen folge auch nicht aus 

der Anschluss- und Benutzungspflicht. § 17 

KrWG verpflichte Erzeuger und Besitzer von Ab-

fällen aus privaten Haushaltungen, diese Abfälle 

den nach Landesrecht zur Entsorgung verpflich-

teten juristischen Personen zu überlassen. 

Komme der Überlassungspflichtige seiner Über-

lassungspflicht nicht nach, folge daraus nicht 

zwingend, dass die Behörde eine abfallrechtliche 

Anordnung nach § 62 KrWG zu treffen habe. 

Auch in einem solchen Fall bestehe für die Be-

hörde ein Entschließungsermessen, in dessen 

Rahmen das bisherige Verhalten des Betroffe-

nen, die Wahrscheinlichkeit erneuter Verstöße 

und der Grad der drohenden Gefahren zu be-

rücksichtigen seien. Die Vielgestaltigkeit mögli-

cher Verstöße gegen die Überlassungspflicht 

und die Ausgestaltung des § 62 KrWG als abfall-

rechtliche Generalklausel machten deutlich, 

dass das Ergebnis der Ermessensentscheidung 

durch die Vorschriften nicht vorgegeben sei und 

deshalb auch in der Regel keine Pflicht zum Ein-

schreiten bestehe. 

 

Das OVG Bremen führt weiter aus, dass eine Er-

messensentscheidung auch dann nicht entbehr-

lich sei, wenn sich die Behörde auf eine Ermes-

sensreduzierung auf Null hätte berufen können. 

 

In Fällen, in denen die rechtliche Prüfung der Tat-

sachenlage ergibt, dass nur eine rechtmäßige 

Entscheidung möglich ist, ist das Ermessen der 

Behörde auf Null reduziert. Während sich beim 

intendierten Ermessen die Rechtsfolge auf alle 

im Gesetz vorgesehenen Fälle bezieht, tritt die 

Ermessensreduktion nur im konkreten Einzelfall 

ein. Bei der Ermessensreduktion ist die Ermes-

sensentscheidung, die der Behörde durch das 

Gesetz eingeräumt wird, der Normalfall. Nur in 

besonderen Ausnahmefällen, die konkret im Ein-

zelfall zu bestimmen sind, kann sich das Ermes-

sen der Behörde auf Null reduzieren, wenn sich 

nur eine Rechtsfolge als die einzig rechtmäßige 

erweist. Gründe für eine Ermessensreduzierung 

auf Null können in der Selbstbindung der Ver-

waltung oder in einer hohen Intensität der Ge-

fährdung der öffentlichen Sicherheit, etwa bei 

Beeinträchtigung hochrangiger Rechtsgüter wie 

Leben und Gesundheit liegen. 

 

Das OVG Bremen betont in seinem Beschluss, 

dass auch bei Entscheidungen über den Erlass ei-

ner abfallrechtlichen Anordnung nach § 62 

KrWG grundsätzlich eine Ermessensreduzierung 

auf Null in Betracht kommen könne. Das gelte 

insbesondere im Hinblick auf die Gefahreninten-

sität im Falle illegaler Abfallablagerungen. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am  

Oberverwaltungsgericht a.D. 
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Kein Kita-Platz: Haftung der Gemeinde für private Betreuungskosten? 

Frankenthal, Urteil vom 19.09.2024, Az. 3 O 313723 

 

Die berufstätigen, klagenden Eltern meldeten 

ihre Tochter elf Monate vor dem gewünschten 

Betreuungsbeginn am 01.05.2021 über die Web-

seite der beklagten Gemeinde für einen Betreu-

ungsplatz an. Ihre Bedarfsanmeldung weiteten 

sie nach und nach auf mehrere Einrichtungen 

aus. Ein Betreuungsplatz zum gewünschten 

Zeitpunkt wurde ihnen allerdings nicht zur Ver-

fügung gestellt; erst am 03.04.2023 teilte die be-

klagte Gemeinde der Tochter einen Betreuungs-

platz ab dem 01.09.2023, also über zwei Jahre 

später, zu. 

 

Im Anschluss an die Zuteilung verlangten die El-

tern von der beklagten Gemeinde die Zahlung 

von privat aufgewendeten Betreuungskosten in 

Höhe von etwa 4.500,00 €. Eine Zahlung durch 

die Beklagte erfolgte nicht.  

 

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen und 

festgestellt, dass den Eltern kein Schadenser-

satzanspruch (aus Art. 34 GG i.V.m. § 839 BGB) 

zusteht. Ein Schadensersatzanspruch gegen die 

Gemeinde setze voraus, dass alle rechtlichen 

Möglichkeiten zur Erlangung eines Kita-Platzes 

ausgeschöpft wurden. Die Eltern hatten es indes 

zu Unrecht unterlassen, verwaltungsgerichtli-

chen (Eil-)Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen,  

obwohl bereits absehbar war, dass der bean-

tragte Betreuungsplatz nicht rechtzeitig zur Ver-

fügung stehen wird. Dass der Träger der Jugend-

hilfe einer vollziehbaren Entscheidung des Ver-

waltungsgerichts Folge geleistet und einen Be-

treuungsplatz angeboten hätte, wird vermutet. 

Zudem hatten die Eltern nach der (erfolglosen) 

Anmeldung über die Website, der beklagten Ge-

meinde nicht einmal eine Rückmeldung abver-

langt oder diese zur Bescheidung ihres Antrags 

aufgefordert. Die erstmalige Aufforderung zu 

weiterem Tätigwerden erst nach der Zuteilung 

eines Betreuungsplatzes durch die Gemeinde er-

folgte zu spät.  

 

Ferner ist der Anspruch auf Schadenersatz des-

halb ausgeschlossen, weil nach § 36 Abs. 3 SGB 

VIII bei unterbliebener Bereitstellung der ge-

schuldeten Betreuung oder der Bereitstellung ei-

ner Betreuung unter Verursachung von Zusatz-

kosten ein Aufwendungsersatzanspruch im Ver-

waltungsverfahren geltend zu machen ist, wes-

halb die Geltendmachung von Schadensersatz 

im Rahmen einer Amtshaftungsklage grund-

sätzlich ausgeschlossen ist. 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
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Arbeitsrecht –  Das Weisungsrecht des Arbeitgebers 

hier: Widerruf einer „Home-Office-Erlaubnis“ 

 

Das Landesarbeitsgericht Köln hatte in seinem 

Urteil vom 11.07.2024 – 6 Sa 579/23 darüber zu 

entscheiden, ob der Arbeitgeber eine Erlaubnis 

zur Arbeit im Home-Office gegenüber seinem 

Arbeitnehmer widerrufen kann, wenn dieser un-

gefähr 500 km entfernt von seinem angedach-

ten Arbeitsplatz wohnt und zuvor jahrelang fast 

nur im Home-Office tätig war. 

 

Im konkreten Fall entschied das Landesarbeits-

gericht, dass zwar der Arbeitsvertrag eine Ver-

setzung und auch den Widerruf der Home-

Office-Erlaubnis grundsätzlich zulasse, denn der 

Einsatzort des Arbeitnehmers konnte demnach 

je nach Projekt auf die gesamte Unternehmens-

gruppe an verschiedenen deutschen Standorten 

ausgeweitet werden. 

 

Jedoch sei der Widerruf der Erlaubnis im konkre-

ten Fall rechtswidrig, weil sie die Grenzen des bil-

ligen Ermessens überschreite. Diese Grenzen des 

billigen Ermessens sind nach § 106 der Gewerbe-

ordnung im Rahmen des Weisungsrechts des Ar-

beitgebers einzuhalten. Verkürzt dargestellt be-

darf es daher der angemessenen Berücksichti-

gung der beiderseitigen (gegenläufigen) Interes-

sen. 

 

Diese Abwägung der gegenläufigen Interessen 

entschied das Landesarbeitsgericht zugunsten 

des Arbeitnehmers.  

Der Arbeitnehmer machte geltend, dass es ihm 

aus privaten Gründen nicht möglich sei, seinen 

Lebensmittelpunkt kurzfristig zu verlagern. Er 

sei familiär, logistisch und im Freundeskreis ge-

bunden, was sich insbesondere aufgrund der 

langjährigen Tätigkeit im Home Office an sei-

nem Wohnort resultierte. Der Arbeitgeber hin-

gegen hatte kein ähnlich gleichwertiges sachli-

ches Interesse darlegen können, weshalb die An-

wesenheit des Arbeitnehmers im Betrieb not-

wendig oder auch nur zielführend wäre. Dies ins-

besondere vor dem Hintergrund, dass der Kon-

takt zu den Kunden des Unternehmens regelmä-

ßig projektbezogen sei und bei den Kunden vor 

Ort geschehe. 

 

Das Urteil des Oberlandesgerichts verdeutlicht 

einmal mehr, dass die Zulässigkeit einer Wei-

sung am billigen Ermessen, also an den konkre-

ten Umständen des Einzelfalles, bemessen wer-

den muss. Dies gilt auch dann, wenn beispiels-

weise der Arbeitsvertrag eine Versetzung  

(scheinbar offensichtlich) zulassen würde. 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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Arbeitsrecht/Sozialversicherungsrecht – 

Verlängerung der Bezugsdauer für Kurzarbeitergeld 

 

Die Bundesregierung hat nach eigener Presse-

mitteilung noch vor Weihnachten beschlossen, 

dass die Bezugsdauer für Kurzarbeitergeld auf 

bis zu 24 Monate verlängert wird. Die Verlänge-

rung der Bezugsdauer gilt bis zum 31.12.2025. 

 

Die Bundesregierung habe demnach festge-

stellt, dass es zuletzt einen deutlichen Anstieg 

der Kurzarbeit in Deutschland gegeben habe. Die 

Bundesregierung geht dabei vorläufig davon 

aus, dass im September 2024 rund 268.000 Ar-

beitnehmer in Kurzarbeit waren. Dies seien 76 

Prozent mehr als im Vorjahr und fast dreimal so 

viele wie im September des Jahres 2022. 

Ziel sei es, Betrieben in schwierigen Zeiten mehr 

Planungssicherheit zu geben, um ihre erfahre-

nen und eingearbeiteten Beschäftigen halten zu 

können. Zudem sei die Finanzierung von Arbeit 

und Weiterbildung besser als die Bezahlung von 

Arbeitslosigkeit. 

 

Bei Fragen rund um das Thema Kurzarbeit, aber 

auch bei Entlassungen oder notwendigen Ände-

rungen der Arbeitsverträge stehen wir Ihnen 

gern beratend zur Seite. 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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Erbrecht - Bestimmung des „gewöhnlichen Aufenthalts“ eines Erblassers 

 

In seinem Beschluss vom 22.07.2024 -14 W 

50/24 hatte das Oberlandesgericht Karlsruhe 

über die Frage zu entscheiden, ob die internatio-

nale Zuständigkeit der deutschen Gerichtsbar-

keit nach der EuErbVO gegeben ist.  

 

Das Amtsgericht - Nachlassgericht - Singen hat 

den Erbscheinsantrag der Ehefrau (Alleinerbin) 

mit Beschluss vom 07.05.2024 mangels interna-

tionaler Zuständigkeit nach Art. 4 EuErbVO zu-

rückgewiesen. Gegen diesen der Beteiligten am 

08.05.2024 zugestellten Beschluss richtet sich 

die Beschwerde der Ehefrau vom 28.05.2024. 

 

Das Amtsgericht hat der Beschwerde mit Be-

schluss vom 28.05.2024 nicht abgeholfen und 

die Sache dem Senat zur Entscheidung vorge-

legt. 

 

Ein in Deutschland geborener Erblasser, ein 

deutscher Staatsangehöriger, ist im Oktober 

2023 in einem Pflegeheim in Polen verstorben. 

Zuvor lebte er zusammen mit seiner (zweiten) 

Ehefrau, in Deutschland (bzw. verschiedenen 

Pflegeheimen in Deutschland). Der Erblasser ver-

starb kinderlos. Aufgrund einer fortschreitenden 

Demenz ab Mai 2022, die ihn zu einem Pflegefall 

machte, wurde der Erblasser zunächst ab Ende 

Juni 2022 in verschiedenen Pflegeheimen in 

Deutschland  und ab dem 01.04.2023 in einem  

Pflegeheim in Polen versorgt. Der Erblasser hatte 

kein Vermögen in Polen, sein gesamtes Vermö-

gen - maßgeblich bestehend aus einem Immobi-

lien- und einem Gesellschaftsanteil - befand sich 

in Deutschland, er sprach kein polnisch und 

hatte familiäre sowie soziale Verbindungen al-

lein nach Deutschland. Der Erblasser wurde von 

seiner Ehefrau ohne seinen Willen in dem Pfle-

geheim in Polen untergebracht. 

 

Das Gericht hob die Entscheidung der Vorinstanz 

auf und verwies den Fall zur erneuten Prüfung 

an das Nachlassgericht zurück.  

 

Entgegen der Auffassung des Amtsgerichts - 

Nachlassgericht - Singen ist die deutsche Ge-

richtsbarkeit vorliegend nach Art. 4 EuErbVO zur 

Erteilung des Erbscheins international zustän-

dig, da der Erblasser seinen gewöhnlichen Auf-

enthalt im Sinne dieser Norm in Deutschland 

hatte. Für die Bestimmung des unionsautonom 

auszulegenden Begriffes des „gewöhnlichen 

Aufenthalts“ eines Erblassers im Sinne des Art. 4 

EuErbVO ist neben dem objektiven Kriterium des 

tatsächlichen Aufenthalts in subjektiver Hin-

sicht das Vorliegen eines Bleibewillens erforder-

lich. 

 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin 
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Sächsisches Oberverwaltungsgericht: Rechtmäßigkeit eines Betretungsverbots für 

Kindertagesstätte bei fehlender Masernimpfung 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht (im Fol-

genden: OVG Bautzen) hat mit Beschluss vom 

09.12.2024 (3 B 55/24) entschieden, dass ein Be-

tretungsverbot für eine Kindertagesstätte recht-

mäßig sei, wenn das Kind nicht gegen Masern 

geimpft ist und kein Nachweis geführt wird, dass 

es wegen einer medizinischen Kontraindikation 

nicht gegen Masern geimpft werden könne. 

 

Das OVG Bautzen weist in seinem Beschluss  auf 

die Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts vom 21.07.2022 (1 BvR 469/20 u. a.) zur 

Verfassungskonformität der Verpflichtung zum 

Nachweis einer Impfung gegen Masern hin und 

weist die in dem Verfahren des vorläufigen 

Rechtsschutzes vorgetragenen verfassungs-

rechtlichen Bedenken gegen die Verpflichtung 

ohne weitere Begründung zurück. 

 

Nach § 20 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 IfSG müssen Perso-

nen, die in einer Gemeinschaftseinrichtung nach 

§ 33 Nr. 1 bis 3 IfSG (hier: Nr. 1 - Kindertagesein-

richtungen und Kinderhorte) ausreichenden 

Impfschutz gegen Masern oder Immunität ge-

gen Masern aufweisen. Der Nachweis ausrei-

chenden Impfschutzes oder Immunität gegen 

Masern ist der jeweiligen Leitung der Einrich-

tung nach Maßgabe von § 20 Abs. 9  Satz 1 Nr. 1 

bis 3 IfSG vor Beginn der Betreuung vorzulegen. 

Danach kann dieser Nachweis von den Verpflich-

teten geführt werden durch eine Impfdokumen-

tation nach § 22 Abs. 1 und 2 IfSG oder ein ärzt-

liches Zeugnis, auch in Form einer Dokumenta-

tion nach § 26 Abs. 2 Satz 4 des Fünften Buches 

Sozialgesetzbuch darüber, dass bei ihnen ein 

nach den Maßgaben von § 20 Abs. 8 Satz 2 IfSG  

ausreichender Impfschutz gegen Masern be-

steht (§ 20 Abs. 9 Satz 1 Nr. 1 IfSG), sowie durch 

ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen 

eine Immunität gegen Masern vorliegt oder sie 

aufgrund einer medizinischen Kontraindikation 

nicht geimpft werden können (§ 20 Abs. 9 Satz 1 

Nr. 2 IfSG) oder durch eine Bestätigung einer 

staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen 

in § 20 Abs. 8 Satz 1 IfSG genannten Einrichtung 

darüber, dass ein Nachweis nach § 20 Abs. 9 Satz 

1 Nr. 1 oder 2 IfSG bereits vorgelegen hat (§ 20 

Abs. 9 Satz 1 Nr. 3 IfSG). 

 

Wird, wie in dem entschiedenen Fall, eine medi-

zinische Kontraindikation geltend gemacht, so 

bedarf es zum Nachweis derselben eines ent-

sprechenden ärztlichen Zeugnisses. Das OVG 

Bautzen hat unter Bezugnahme auf seine bishe-

rige Rechtsprechung nochmals die Anforderun-

gen an ein solches Zeugnis dargelegt. Das zum 

Nachweis einer medizinischen Kontraindikation 

gegen eine Masernimpfung vorzulegende Zeug-

nis bedürfe eines Mindestmaßes an Konkretisie-

rung in Gestalt einer ärztlichen Diagnose. § 20 

Abs. 9 Satz 1 Nr. 2 IfSG spreche von einem „ärzt-

lichen Zeugnis“, nicht lediglich von einer Be-

scheinigung wie in § 43 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 Alt. 2 

und Abs. 5 IfSG. Die Begründung des Gesetzent-

wurfs zum Masernschutzgesetz spreche inso-

weit von „einem ausführlichen schriftlichen 

Krankheits- und Befundbericht (einschließlich 

Angaben zur Anamnese, zu dem[n] Befund[en], 

zur epikritischen Bewertung und gegebenenfalls 

zur Therapie“). 
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Ein ärztliches Zeugnis nach § 20 Abs. 9  Satz 1 Nr. 

2 Alt. 2 IfSG dürfe sich deshalb nicht damit be-

gnügen, den Gesetzeswortlaut zum Bestehen ei-

ner medizinischen Kontraindikation zu wieder-

holen. Es müsse vielmehr wenigstens solche An-

gaben zur Art der medizinischen Kontraindika-

tion enthalten, die das Gesundheitsamt in die 

Lage versetzt, das ärztliche Zeugnis auf Plausibi-

lität zu überprüfen. Erst mit der Vorlage eines  

prüffähigen Nachweises einer Kontraindikation 

werde die Nachweispflicht aus § 20 Abs. 9 Satz 1 

IfSG erfüllt. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am  

Oberverwaltungsgericht a.D. 
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Teil 1: OVG LSA hält an seiner Rechtsprechung zur  

Vorteilslage i.S.v. § 6 Abs. 1 Satz 1, Abs. 6 Satz 1 KAG-LSA fest 

 

Nach § 6 Abs. 1 KAG LSA können zur Deckung des 

Aufwandes für die erforderliche Herstellung, An-

schaffung, Erweiterung, Verbesserung und Er-

neuerung von öffentlichen leitungsgebundenen 

Einrichtungen Beiträge von den Beitragspflichti-

gen erhoben werden, denen durch die Inan-

spruchnahme oder die Möglichkeit der Inan-

spruchnahme dieser Einrichtungen ein Vorteil 

entsteht. Nach ständiger Rechtsprechung des 

Oberverwaltungsgerichts für das Land Sachsen-

Anhalt ist ein Grundstück grundsätzlich erst 

dann von einer leitungsgebundenen öffentli-

chen Einrichtung bevorteilt, wenn der aus der 

Anschlussmöglichkeit resultierende Vorteil in 

rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht auf Dauer 

sicher geboten wird. Dies ist der Fall, wenn der 

Hauptsammler durchgehend über Grundstücke 

verläuft, die im öffentlichen Eigentum stehen, 

beim Verlauf über private Grundstücke auf dem 

Weg zum Klärwerk durch Eintragung einer Bau-

last oder Grunddienstbarkeit gesichert ist oder 

über ein im öffentlichen Eigentum stehendes 

Grundstück verläuft (vgl. z. B. OVG LSA Beschluss 

vom 7. Juni 2024 - 4 L 43/24). 

 

In seinem Beschluss vom 14.10.2024 – 4 L 90/24 

betont das Oberverwaltungsgericht nochmals, 

dass der Begriff des öffentlichen Eigentums da-

bei nicht nur für Grundstücke des Entsorgungs-

pflichtigen, sondern für alle im öffentlichen Ei-

gentum stehende Grundstücke gilt. Sofern die 

Klägerin auf den Beschluss des Oberverwal-

tungsgerichts vom 14.10.2019 - 4 L 237/19 „im 

öffentlichen Eigentum (des Entsorgungs-pflich-

tigen) stehen“ verweist, ist der Klammerzusatz  

„des Entsorgungspflichtigen“ lediglich beispiel-

haft gemeint, hingegen nicht einschränkend in 

dem Sinne zu verstehen, dass es sich um im öf-

fentlichen Eigentum des Entsorgungspflichtigen 

stehende Grundstücke handeln muss.  

 

Der Eintritt der Vorteilslage nach § 6 Abs. 1 Satz 

1, Abs. 6 Satz 1 KAG-LSA ist demnach zu bejahen, 

wenn 

 

1. erforderliche Leitungsrechte/Baulasten 

eingetragen sind, 

2. das Grundstück an die öffentliche Ein-

richtung angeschlossen werden kann und  

3. eine wirksame Satzung in Kraft getreten 

ist. 

 

Sind diese Voraussetzungen gegeben, entsteht 

die sachliche Beitragspflicht und die Festsetzung 

eines Beitrags ist unter Beachtung der vierjähri-

gen Festsetzungsfrist nach § 13 Abs. 1 Nr. 4.b) 

Satz 1 KAG-LSA i.V.m. § 169 Abs. 2 Nr. 2 AO zuläs-

sig. 

 

Unabhängig vom Entstehen der Beitragspflicht 

ist bei der Beitragserhebung die zehnjährige 

Ausschlussfrist nach § 13b Satz 1 KAG LSA zu be-

achten. Für diese gilt der vorstehende Vorteils-

begriff nicht, vgl. hierzu den nachstehenden Bei-

trag „OVG LSA ändert seine Rechtsprechung zur 

Vorteilslage i.S.d. § 13b Satz 1 KAG LSA“. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Teil 2: OVG LSA ändert seine Rechtsprechung zur 

Vorteilslage i.S.d. § 13b Satz 1 KAG LSA 

 

Nach § 13b Satz 1 KAG LSA ist die Festsetzung ei-

nes Herstellungsbeitrags unabhängig vom Ent-

stehen der Beitragspflicht gemäß § 6 Abs. 1 Satz 

1, Abs. 6 Satz 1 KAG-LSA mit Ablauf des zehnten 

Kalenderjahres, das auf den Eintritt der Vorteils-

lage folgt, ausgeschlossen. Bisher hatte das 

Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-

Anhalt die Auffassung vertreten, dass im An-

schlussbeitragsrecht die für die Bestimmung der 

Ausschlussfrist maßgebliche Vorteilslage u.a. 

(erst) mit einer rechtlich dauerhaft gesicherten 

Anschlussmöglichkeit, also mit Eintragung einer 

Baulast oder einem Leitungsrecht, entsteht (vgl. 

z.B. OVG LSA, Beschl. v. 03.12.2014 - 4 L 59/13). 

An dieser Rechtsauffassung hält das Gericht 

nicht mehr fest. 

 

Das Oberverwaltungsgericht vertritt nunmehr 

mit Urteil vom 19.11.2024 - 4 L 254/23 die Auf-

fassung, dass für das Anschlussbeitragsrecht der 

Eintritt der Vorteilslage i.S.v. § 13b Satz 1 KAG 

LSA bereits anzunehmen ist, wenn  

 

1. die betriebsfertige öffentliche Einrich-

tung  

2. von dem Beitragspflichtigen tatsächlich 

genutzt werden kann (Anschlussmöglichkeit). 

 

Anders als bei dem Eintritt der Vorteilslage nach 

§ 6 Abs. 1 Satz 1, Abs. 6 Satz 1 KAG-LSA sind für 

den Eintritt der Vorteilslage nach § 13b Satz 1 

KAG LSA Baulasten oder grundbuchrechtliche 

Leitungsrechte nicht erforderlich. 

Im zu entscheidenden Fall hatte das Oberverwal-

tungsgericht das Entstehen der Vorteilslage im 

Jahr 1996 angenommen. In diesem Jahr hatte 

ein Erschließungsträger eine Abwasserleitung 

hergestellt, die vom Rechtsvorgänger des be-

klagten Zweckverbandes seit 1996 für die öf-

fentliche Abwasserentsorgung genutzt wurde. 

Ein Leitungsrecht wurde erst im Jahr 2016 zu-

gunsten des Rechtsvorgängers des beklagten 

Zweckverbandes im Grundbuch eingetragen. 

Nach der bisherigen Rechtsprechung wäre die 

zehnjährige Ausschlussfrist nach § 13b Satz 1 

KAG LSA erst mit Ablauf des Jahres 2026 abge-

laufen. Das Oberverwaltungsgericht hat jedoch 

nun entschieden, dass in diesem Fall mit Ablauf 

des Jahres 2015 eine Beitragserhebung gemäß § 

13b Satz 1, § 18 Abs. 2 KAG LSA nicht mehr zuläs-

sig ist. § 18 Abs. 2 KAG LSA bestimmt, dass die 

zehnjährige Ausschlussfrist (hier eigentlich mit 

Ablauf des Jahres 2006) nicht vor dem Ablauf des 

Jahres 2015 endet. 

 

Nicht bestandskräftige Beitrags- oder Voraus-

leistungsbescheide in Widerspruchs- und Klage-

verfahren sind nun auch anhand der neuen 

Rechtsprechung zu überprüfen. Für den Fall, 

dass die Zehnjahresfrist bei Bescheiderlass be-

reits abgelaufen war, wäre zu prüfen, ob die Frist 

wirksam gehemmt wurde.  

Hierbei sind wir Ihnen gern behilflich. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Bundesverfassungsgericht: Verpackungssteuersatzung der Universitätsstadt Tübingen 

verstößt nicht gegen das Verfassungsrecht 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit am 

22.01.2025 veröffentlichten Beschluss vom 

27.11.2024 (1 BvR 1726/23) entschieden, dass 

die in der Universitätsstadt Tübingen mit Verpa-

ckungssteuersatzung vom 30.01.2020 zum 

01.01.2022 eingeführte Verpackungssteuer ver-

fassungsgemäß ist.  

 

Seit dem 01.01.2022 gilt in der Universitätsstadt 

Tübingen materialunabhängig eine Steuer auf 

Einwegverpackungen. Damit sollen Einnahmen 

für den städtischen Haushalt erzielt, die Verun-

reinigung des Stadt-bilds durch im öffentlichen 

Raum entsorgte Verpackungen verringert und 

ein Anreiz zur Verwendung von Mehrwegsyste-

men gesetzt werden. Besteuert werden Einweg-

verpackungen, -geschirr und -besteck, "so-fern 

Speisen und Getränke darin bzw. damit für den 

unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle oder als 

mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getränk 

verkauft werden". Die Steuer beträgt für jede 

Einwegverpackung 0,50 Euro, für jedes Einweg-

besteck(-set) 0,20 Euro. Der Steuersatz pro Ein-

zelmahlzeit ist auf maximal 1,50 Euro begrenzt 

(§ 4 Abs. 2 der Satzung).  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hatte mit Urteil 

vom 24.05.2023 (9 CN 1.22) die kommunale 

Steuer für überwiegend rechtmäßig erklärt (s. 

Mandantenzeitung 3/2023). 

 

Die gegen diese Entscheidung gerichtete Verfas-

sungsbeschwerde wies das Bundesverfassungs-

gericht nunmehr zurück. 

 

Das Bundesverfassungsgericht bestätigt die Auf-

fassung des Bundesverwaltungsgerichts, dass es 

sich bei der Verpackungssteuer um eine „örtli-

che“ Verbrauchsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 

2a Satz 1 GG handle und die Stadt Tübingen des-

halb nach Maßgabe der entsprechenden Er-

mächtigungsnorm im Kommunalabgabenge-

setz Baden-Württemberg über die Kompetenz 

für die Einführung dieser Steuer verfüge. 

 

Das Bundesverfassungsgericht führt zur „Ört-

lichkeit“ der Verbrauchsteuer aus, dass diese 

auch bei Waren gegeben sein kann, die nicht 

„zum Verbrauch an Ort und Stelle“ des Verkaufs 

bestimmt sind, wenn der Verbrauch typischer-

weise im Gemeindegebiet erfolge. Hierfür könne 

insbesondere die Beschaffenheit der Ware spre-

chen. Es seien aber auch die weiteren Gegeben-

heiten zu berücksichtigen wie etwa die Versor-

gungsstruktur oder die Größe der Gemeinde. 

Eine darauf bezogene Steuerpflicht setze voraus, 

dass es bei den Waren, an die die Steuerpflicht 

anknüpft, um solche handeln muss, die im An-

schluss an den Verkauf typischerweise noch in-

nerhalb der Grenzen der jeweiligen Gemeinde 

verbraucht werden; dem Satzungsgeber kommt 

hierbei, so das Bundesverfassungsgericht, ein 

Einschätzungsspielraum zu. 

 

Eine Steuer auf Einwegverpackungen ist somit 

nur zulässig, wenn sie Waren betreffen, die in 

der Regel sofort und im Gemeindegebiet ver-

braucht werden. Einwegzubehör darf nur für sol-

che Speisen und Getränke der Steuerpflicht un-

terworfen werden, die in der Regel unmittelbar 

nach dem Erwerb verbraucht wer-den, weil sich 
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ihre für die Verzehrqualität maßgebliche Tem-

peratur, Konsistenz oder Frische schon nach kur-

zer Zeit nachteilig verändert, und der regelmä-

ßige Verbrauch („Verzehr“) auf dem Gemeinde-

gebiet stattfindet. 

 

Befindet sich eine Verkaufsstelle für zum sofor-

tigen Verbrauch bestimmte Produkte in einer 

kleinen Gemeinde, so darf eine Verpackungs- 

steuer nicht erhoben werden, wenn der Schwer-

punkt des Einzugsbereichs dieser Verkaufsstelle 

nicht in der belegenen Gemeinde liegt. In diesem 

Fall eines nennenswerten Verkaufs von in Nach-

bargemeinden verzehrten Waren fehlt es an der 

„Örtlichkeit“ der Verbrauchsteuer. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am 

 Oberverwaltungsgericht a.D. 
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Amtshaftung bei verzögerter Baugenehmigung 

 

In seinem Urteil vom 24.10.2024 – III ZR 48/23 

entschied der Bundesgerichtshof über einen 

Schadensersatzanspruch aufgrund einer be-

haupteten Amtspflichtverletzung bei der Bear-

beitung eines Bauantrags.  

 

Die Klägerin hatte bei der zuständigen Behörde 

einen Bauantrag gestellt, der ihrer Ansicht nach 

über einen längeren Zeitraum ohne hinrei-

chende Begründung nicht bearbeitet wurde. 

Durch die Verzögerung seien ihr erhebliche fi-

nanzielle Nachteile entstanden, unter anderem 

aufgrund von gestiegenen Baukosten und ent-

gangenem Nutzen durch die verspätete Fertig-

stellung des Bauprojekts. Die Klägerin argumen-

tierte, dass die Behörde ihre Amtspflichten ver-

letzt habe, indem sie es unterlassen habe, den 

Bauantrag innerhalb eines angemessenen Zeit-

rahmens zu prüfen und zu entscheiden. 

 

Der BGH urteilte, dass eine unangemessene Ver-

zögerung bei der Bearbeitung eines Bauantrags 

grundsätzlich eine Amtspflichtverletzung dar-

stellen kann. Nach § 839 BGB in Verbindung mit 

Art. 34 GG haften staatliche Behörden und ihre 

Amtsträger, wenn sie schuldhaft ihre Amts-

pflichten verletzen und dadurch ein Schaden 

entsteht. Der BGH stellte klar, dass die Angemes-

senheit der Bearbeitungszeit immer im Kontext 

des Einzelfalls zu beurteilen ist. Zu den relevan-

ten Faktoren gehören die Komplexität des Bau-

vorhabens, der Umfang der erforderlichen Prü-

fungen, organisatorische oder personelle Gege-

benheiten der Behörde und besondere Um-

stände wie außergewöhnlich hohe Antragsvolu-

mina. 

Die Behörde müsse im Einzelfall darlegen, wa-

rum eine längere Bearbeitungszeit erforderlich 

war. Reine organisatorische Mängel oder perso-

nelle Engpässe entbinden die Behörde nicht von 

ihrer Pflicht, innerhalb eines zumutbaren Zeit-

rahmens zu entscheiden. 

 

Der BGH erinnerte an die sogenannte Kollegial-

gerichtsrichtlinie. Diese besagt, dass ein Amts-

träger, der eine Entscheidung trifft, die sich im 

Einklang mit der gefestigten Rechtsprechung ei-

nes Kollegialgerichts (z. B. eines Oberverwal-

tungsgerichts) befindet, in der Regel nicht we-

gen Amtspflichtverletzung haftet.  

 

Das Gericht hob die Entscheidung der Vorinstanz 

auf und verwies den Fall zur erneuten Prüfung 

an das Berufungsgericht zurück. Die untere In-

stanz müsse genauer klären, ob die Verzögerung 

tatsächlich eine schuldhafte Amtspflichtverlet-

zung darstellte und in welchem Umfang der Klä-

gerin daraus ein Schaden entstanden sei. 

 

Das Urteil betont die Bedeutung einer zügigen 

Bearbeitung von Verwaltungsanträgen durch 

staatliche Behörden. Es zeigt, dass unangemes-

sene Verzögerungen zu Schadensersatzansprü-

chen führen können. Es stellt auch klar, dass Be-

hörden bei ihrer Arbeit nicht allein auf interne 

organisatorische Schwierigkeiten verweisen 

können, sondern die Rechte der Antragsteller zu 

beachten haben. 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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Von der Drei-Tages-Fiktion zur Vier-Tages-Fiktion -  

Änderungen in § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG 

 

Mit dem Postrechtsmodernisierungsgesetz 

(PostModG) vom 15.07.2024 gingen neben einer 

konstitutiven Neufassung des Postgesetzes 

(PostG) zahlreiche Änderungen in weiteren Ge-

setzen einher. Dies ist unter anderem auch der 

Anpassung der Laufzeitvorgaben für Brief- und 

Paketsendungen geschuldet.  

 

Sah § 2 Nr. 3 Post-Universaldienstleistungsver-

ordnung (PUDLV) noch vor, dass 80 Prozent der 

an einem Werktag eingelieferten Briefsendun-

gen am folgenden und 95 Prozent am zweiten 

auf die Einlieferung folgenden Werktag zuge-

stellt werden müssen, so sollen nach § 18 Abs. 1 

PostG nunmehr 95 Prozent der Briefsendungen 

spätestens am dritten auf den Einlieferungstag 

folgenden Werktag zugestellt werden und 99 

Prozent der Sendungen am vierten auf den Ein-

lieferungstag folgenden Werktag.  

 

Ausweislich der Gesetzesbegründung zum Post-

ModG wird sich hiervon eine verlässlichere, effi-

zientere und nachhaltigere Postversorgung ver-

sprochen. 

 

Mit Art. 2 PostModG wurde auch das Verwal-

tungsverfahrensgesetz (VwVfG) angepasst und 

unter anderem in § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG die Wör-

ter „am dritten Tag" durch die Wörter „am vier-

ten Tag" ersetzt.  

Für die Zugangsfiktion des § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG 

bedeutet dies, dass der Zugang eines Verwal-

tungsaktes nunmehr statt bereits am dritten 

erst am vierten Tag nach Aufgabe zur Post fin-

giert wird. Dies ist bei der künftigen Berechnung 

von Rechtsbehelfsfristen und deren Einhaltung 

zu berücksichtigen.  

 

Die Änderungen im VwVfG traten gem. Art. 43 

Abs. 1 PostModG am 01.01.2025 in Kraft. Hierbei 

ist allerdings zu beachten, dass gem. § 102a 

VwVfG für alle vor dem 01.01.2024 begonnenen, 

aber nicht abgeschlossenen Verwaltungsverfah-

ren, das VwVfG in der bis zum 31.12.2023 gel-

tenden Fassung anzuwenden ist. Für solche Ver-

fahren gilt daher weiterhin die Drei-Tages-Fik-

tion des § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG a.F.  

 

Für alle ab dem 01.01.2024 begonnen Verwal-

tungsverfahren kommt es hingegen auf den 

Zeitpunkt an, zu welchem der Verwaltungsakt 

zur Post aufgegeben wurde. Ist die Postaufgabe 

vor dem 01.01.2025 erfolgt, so gilt ebenfalls 

noch die Drei-Tages-Fiktion des § 41 Abs. 2 S. 1 

VwVfG a.F. Erfolgte die Aufgabe zur Post erst ab 

dem 01.01.2025, so gilt nunmehr, dass der Zu-

gang am vierten Tag nach der Aufgabe zur Post 

fingiert wird. 

 

Timo Klann 

Rechtsanwalt 
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Sächsisches Oberverwaltungsgericht: Kein Anspruch einer gesetzlichen  

Krankenversicherung auf Heraus-gabe von Winterdienstprotokollen  

gegenüber einer räum- und streupflichtigen Gemeinde 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht (im Fol-

genden: OVG Bautzen) hat mit Urteil vom 

14.11.2024 (4 S 546/23) entschieden, dass ge-

setzliche Krankenversicherungen bei sog. Glatt-

eisunfällen ihrer Versicherten auf einer der 

Räum- und Streupflicht der Gemeinde unterlie-

genden Straße keinen Anspruch auf Herausgabe 

der Winterdienstprotokolle im Wege der Amts-

hilfe haben. 

 

Bei der Klägerin handelte es sich um eine gesetz-

liche Krankenversicherung. Eine ihrer Versicher-

ten stürzte bei Schnee und Eis auf einer Straße 

im Gebiet der in diesem Verfahren beigeladenen 

Gemeinde X. und trug Verletzungen davon. Da-

für trug die Klägerin die Behandlungskosten. Sie 

wollte daraufhin prüfen, ob sie gegenüber der 

Gemeinde gem. § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X über-

gegangene Ansprüche aus Amtshaftung wegen 

Verletzung der Winterdienstpflichten hatte. Sie 

ersuchte deshalb die Gemeinde X., ihr im Wege 

der Amtshilfe Auskunft über die Umstände der 

Streuung des Gehweges im fraglichen Bereich 

am Unfalltag und am Tag zuvor zu erteilen. Die 

Gemeinde lehnte dies ab.  

 

Darauf beantragte die Klägerin bei dem die 

Rechtsaufsicht über die Gemeinde X. führenden 

Landkreis, diese im Wege der Rechtsaufsicht zu 

verpflichten, die Winterdienstprotokolle an die 

Klägerin herauszugeben. Der Landkreis lehnte 

den Antrag ab. Wider-spruch und Klage vor dem 

Verwaltungsgericht blieben ohne Erfolg. Die 

vom OVG Bautzen auf Antrag der Klägerin zuge-

lassene Berufung wurde zurückgewiesen. 

Das OVG Bautzen ist unter Bezugnahme auf 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs der 

Auffassung, dass die Forderung der bei der Klä-

gerin versicherten Geschädigten gegen die Ge-

meinde X. als Schadensersatz-pflichtige im 

Wege der Legalzession des § 116 Abs. 1 Satz 1 

SGB X grundsätzlich unverändert, das heißt ge-

nauso wie sie der Geschädigten zustand, auf die 

gesetzliche Krankenkasse übergeht.  

 

Die Geschädigte hätte ihren Schadensersatzan-

spruch und damit die Verletzung der der Ge-

meinde X. obliegenden Räum- und Streupflicht 

beweisen müssen, ohne vor Erhebung einer 

Schadensersatzklage Einsicht in die Winter-

dienstprotokolle nehmen zu können, um die Er-

folgsaussichten einer solchen Klage vorab klären 

zu können.  

 

Für den unverändert auf die gesetzliche Kran-

kenkasse nach § 116 Abs. 1 Satz 1 SGB X überge-

gangenen Schadensersatzanspruch bedeutet 

dies, dass auch der gesetzlichen Krankenkasse 

kein Recht zustehen kann, vor Erhebung einer 

Schadensersatzklage wegen Verletzung der 

Räum- und Streupflicht Einsicht in die Winter-

dienstprotokolle zu nehmen, um die Erfolgsaus-

sichten einer solchen Klage vorab beurteilen zu 

können. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am 

 Oberverwaltungsgericht a.D. 

 

 


